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Harte Worte
im Kampf
um die Mieten
Streitlustig Die Co-Leiter des Mieterverbands
Basel-Stadt, Beat Leuthardt und Patrizia
Bernasconi, im Interview zum 125-Jahr-Jubilä-
um des Mieterverbandes Basel-Stadt.

ine der Aufgaben des
Mieterverbandes Basel-
Stadt ist die juristische
Hilfe, also der Einsatz
für die Mieterseite in
Streitfällen mit Vermie-

tern. Doch die Geschäftsleitung, beste-
hend aus Patrizia Bernasconi und Beat
Leuthardt ist auch politisch äusserst
aktiv. Bernasconi sitzt seit 12 Jahren
für das Grüne Bündnis im Grossen
Rat, Leuthardt könnte im nächsten
Jahr für die gleiche Liste ins Parlament
nachrücken. Sie haben in den letzten
Jahren mit ihrem Verband verschiede-
ne Initiativen lanciert, die «bezahlba-
ren» Wohnraum fördern sollten. Sie
wehrten sich gegen die Aufhebung des
Abbruchschutzgesetzes und wollen
mit ihren neusten Initiativen durchset-
zen, dass Mieter über die Höhe des
Mietzinses der Vormieter informiert
werden müssen. Ausserdem sollen bei
Mietgerichtsverfahren Mieter die An-
waltskosten der Vermieter nur bis zu
einem gewissen Betrag bezahlen müs-
sen, auch wenn sie das Verfahren ver-
lieren. Auch gegen das neue Gerichts-
organisationsgesetz wehrte sich der
Mieterverband. Nicht aus Eigeninter-
essen, wie die beiden betonen, son-
dern, weil die Mietschlichtungsstelle
so geschwächt würde. Der Grosse Rat
beschloss dennoch, dass Grossräte in
dem Gremium nicht mehr Einsitz neh-
men dürfen.

Herr Leuthardt, Frau Bernasconi,
Ich bin auch Mieter. Aber ich habe
das Gefühl, Sie vertreten nur Min-
derheiten und Extremfälle. Vertre-
ten Sie auch mich?
Patrizia Bernasconi: Ihr Eindruck ist
falsch. Unser Verband ist mit über
10›000 Mitgliedern sehr heterogen zu-
sammengesetzt. Und so breit abge-
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vom Mittelstand über Expats bis hin
zu Chefbeamten.

Kommen Sie an eine von unseren
Jahresversammlungen – und Sie wer-
den erkennen, dass Mieter aus allen
Schichten der Gesellschaft unser En-
gagement gut und wichtig finden.
Auch solche, die mit uns parteipoli-
tisch ansonsten überhaupt nichts am
Hut haben, sagen uns: Gut so, dass ihr
uns in der Mietwohnfrage unterstützt.

Aber die Projekte, die Sie heraus-
heben, sind oft sehr kaputte Lie-
genschaften wie etwa die Rosental-
häuser und sehr extreme Beispiele
von Mietern.
Beat Leuthardt: Kaputt? Vernachläs-
sigt! Verlottern gelassen! Es ist unver-
meidlich, dass wir spekulativ han-
delnde Eigentümer in den Vorder-
grund rücken müssen. Wenn Dutzen-
de Mietparteien in einer Überbauung
rausgeworfen werden, obwohl sie
jahrelang pünktlich ihre Miete be-
zahlt haben, nur damit der Eigentü-
mer seine Häuser, sprich: seine Ren-
dite «aufwerten» kann – dann ist das
einfach nicht in Ordnung. Da müsste
die Regierung Gegensteuer geben.
Stattdessen hätschelt sie die Verdrän-
gungs-Investoren und nennt unsere
Wohnschutz-Anliegen «radikal». Ist es
wirklich radikal, wenn wir im Interes-
se der Basler Mietparteien Wohn-
schutzinitiativen lancieren müssen,
die letztlich nur darauf zielen, dass
die anständigen Mietparteien in Basel
und Riehen wohnen bleiben können
und nicht zum Kanton hinausge-
drängt werden?

Wieso gewinnen Sie dann die Ab-
stimmungen nicht?
Bernasconi: Wegen der Angstma-
cher-Propaganda und wegen der gros-
sen Geldsummen der Gegenseite –

während wir ausschliesslich von unse-
ren Mitgliedbeiträgen und den vielen
kleinen Einzelspenden leben. Und als
ob diese Benachteiligungen der Miet-
parteien noch nicht reichen würden,
stellt sich auch die Regierung konse-
quent gegen die Anliegen der ganz ge-
wöhnlichen Mietparteien.

Bei unserer so wichtigen Abstim-
mung von 2013 zum Abbruchschutz-
gesetz hat die Regierung ihr wahres
Gesicht gezeigt. Der regierungsrätli-
che Gegenvorschlag war ein trojani-
sches Pferd. Dagegen anzukommen ist
ziemlich schwierig. Dass wir dennoch
für unsere Mietwohnschutzinitiativen
im Jahr 2008 nicht weniger als 39 Pro-
zent Ja-Stimmen und 2013 bereits 44
und 49 Prozent Ja erreicht haben,
zeigt, dass wir auf dem richtigen Weg
sind.

Nun sollte die Zeit reif sein für die
drei Jubiläumsinitiativen. Für zwei da-
von sind wir bereits intensiv am Sam-

meln. Diese Jubiläumsinitiativen sind
zu gewinnen!

Was oft am stärksten rüberkommt
ist aber Ihr Einsatz für Abbruchlie-
genschaften, wie etwa die Rosen-
talhäusern?
Leuthardt: Haben Sie es bemerkt?
Die guten Rosentalhäuser stehen noch
immer! Erinnern Sie sich? Im Jahr
2002 hat das Volk unser Referendum
zum Schutz und Erhalt der Rosental-
häuser angenommen. Auch heute
noch liesse sich dort gut und bezahl-
bar wohnen, auch wenn die Aussen-
fassade konsequent – und absichtlich –
verlottern gelassen wird. Doch die
Baudirektion wendet seit 15 Jahren
miese Tricks an und macht Päggli mit
der Eigentümerin, den Zürich-Versi-
cherungen. Nur deswegen hat die Zü-
rich nun freie Hand, die guten und be-
zahlbaren heutigen Wohnungen abzu-
brechen. Und stattdessen 6 Luxus-

Wohnetagen mit Mieten um 3500
Franken zu bauen. Sowie 8 Büroeta-
gen, die niemand braucht und die
dann bloss leer stehen. Dass die Zü-
rich ihre Häuser nun auch noch seit
Monaten leer stehen lässt, ist in einer
Stadt, in der nun wirklich niemand
mehr die grassierende Mietzins- und
Wohnungsnot leugnen kann, empö-
rend.

Aber jemand ist ja offenbar bereit
diese 3500 Franken zu bezahlen.
Bernasconi: Das ist noch nicht ausge-
macht. Luxuswohnraum in Basel ist
kein Selbstläufer. Viel wichtiger ist
aber die Frage, wer sich das nicht
mehr leisten kann. Die Antwort lautet:
Weite Teile der Basler Wohnbevölke-
rung können und wollen diese Um-
wandlung, diese Verdrängung nicht.

Wenn jemand hierher zieht, der
halt viel verdient, oder dem die
Firma die Wohnung zahlt, warum
soll der hier keine teure Wohnung
finden? Das ist doch nichts Böses.
Leuthardt: Jeder zuziehenden Person
sagen wir: Herzlich willkommen! Sie
mag eine teure oder jedenfalls eine be-
zahlbare Wohnung beziehen – aber
nicht auf Kosten jener Menschen, die
bereits hier wohnen und seit Jahren
stets pünktlich ihre Miete bezahlen.
Wohnraumförderung ist gut und recht,
solange es Baulandreserven gibt, die
zu überbauen sozial, ökologisch und
ökonomisch sinnvoll ist. Wo aber die
Mieten steigen und der Boden schwin-
det, ist Wohnraumerhaltung die einzig
akzeptable Wohnraumförderung. Wer
in Basel oder Riehen eine bezahlbare
Wohnung hat, soll sie behalten kön-
nen, bis sich die eigenen Lebenspläne
ändern. Wer in einer Familienwoh-
nung älter wird, soll nicht durch eine
Investorenkündigung in Alterseinrich-
tungen, Not oder gar in den Tod ge-
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gegen die Wohnungsnot, ist dass Men-
schen ihre Wohnung nicht verlieren.

Das heisst, der Hausbesitzer darf
kein Geld verdienen?
Bernasconi: In ihrer langjährigen
Politik gestehen die Mieterverbände
eine angemessene Rendite zu. Die
lässt sich im Einzelfall auch berech-
nen, und sie ist gesetzlich und durch
die Gerichtspraxis abgestützt. Aber
überzogene Renditen und unfaire
Mietzinse gibt es nicht mit uns.

Wenn ich etwas miete benutze ich
es gegen Geld auf eine gewisse
Dauer. Der Besitzer hat doch ein
Recht zu tun, was er will.
Leuthardt: Das ist Unsinn. Nicht ein-
mal die finstersten Vermieteranwälte
würden behaupten, der Eigentümer
könne nach Belieben schalten und
walten. Die Sozialpflichtigkeit des Ei-
gentums ist ein anerkannter Rechts-
grundsatz. Allerdings muss ich zuge-
stehen, dass die Schweizer Gesetze
und Gerichte wohl eigentümer-
freundlicher und mieterfeindlicher
sind als jedes Land reihum. In
Deutschland wäre es nicht zulässig,
rüstige 80-, 90- oder 100-Jährige auf
die Strasse zu stellen. Hier ist dies
gang und gäbe, wie sich anhand un-
serer – an sich verhältnismässig er-
folgreichen – Sammelklagen gegen
Massenkündigungen zeigt. In Basel
leiden die Mieter unter parteiischen
Behörden und juristischen Gremien.
Vorweg zu nennen ist das Bauinspek-
torat, das, statt seine baupolizeili-
chen Aufgaben wahrzunehmen, der
Eigentümerseite zudient und sich als
Investorenförderungsamt versteht.

Verstehen Sie es gar nicht, wenn
jemand ein Haus erbt und nun die
Chance sieht, Geld zu verdienen,

den sozialen Aufstieg zu schaffen?
Bernasconi: Ja man kann mit Immo-
bilien derzeit schnell viel Geld ma-
chen. Die Marktpreise sind horrend.
Das sollte aber nicht noch gefördert
werden. Die Gefahr einer Immobi-
lienblase ist aktuell. So ist denn auch
diese Goldgräberstimmung nicht
gottgegeben. Die Regierung wieder-
holt gebetsmühlenartig, dass man In-
vestoren brauche und wirft dabei die
soziale Verantwortung über Bord.

Wer macht Ihnen mehr Arbeit?
Die grossen Player oder der kleine
Hausbesitzer?
Leuthardt: Ich habe vor 38 Jahren
mit Rechtsberatung beim Basler Mie-
terverband angefangen. Damals hat-
ten wir vor allem «kleine» Vermieter,
die voller Selbstgerechtigkeit waren
und darob das Mietrecht vergassen.

Die grossen Player, etwa die Lie-
genschaftsverwaltungen der Pharma-
unternehmen, waren damals gerade-
zu vorbildlich. Dies hat vor vielleicht
zehn bis fünfzehn Jahren geändert.
Der Zwang zur maximalen Rendite ist
bei institutionellen Anlegern wie den
Pensionskassen und den Anlagefonds
mit Händen greifbar. Seither muss
man mit ihnen um jeden Franken
und um jeden Pfusch in einer sanier-
ten Liegenschaft intensiv streiten. An-
dererseits sind wir in den Verhand-
lungen, die wir nach Möglichkeit an-
streben, recht erfolgreich und kön-
nen – manchmal mit Unterstützung
durch unsere Vertrauensanwaltschaf-
ten – manche gütliche Einigung zu-
standebringen. Zu diesen Dauerprob-
lemen mit Grossinvestoren kommen
seit einigen Monaten die Kleinspeku-
lanten – jene Einzelhauseigentümer,
die sich aufgrund des Basler Thatche-
rismus im Mietwohnbereich ermutigt
fühlen, nun auch noch eine kleine
Abzocke auf dem Buckel der anstän-

digen Mietparteien loszutreten. Er-
muntert durch das Laisser-faire der
Regierung und einzelner Amtsspit-
zen, versuchen sie sich in Massen-
kündigungen und in Verdrängung
durch Pfuschsanierungen. Die regie-
rungsrätliche Beseitigung des Ab-
bruchschutzgesetzes hat eine Lawine
losgetreten. Wohl ist diese neue Ge-
neration der Spekulanten sehr unge-
schickt und rechtlich unbedarft. Wir
können daher die Mietparteien zu-
weilen erfolgreich verteidigen. Bloss
das moralische Unrecht, das man
den langjährigen Mietparteien mit
dieser Spekulation zugefügt hat, lässt
sich nicht mehr rückgängig machen.

Wie sieht denn eine Lösung aus
bei diesen Konflikten?
Leuthardt: Wir skizzieren ständig
solche Lösungen, in unseren Initiati-
ven, in Verhandlungen mit den Be-
hörden und mit den Investoren. Wir
sind im Einzelfall recht erfolgreich.
Doch die strukturellen Probleme wer-
den nicht gelöst, solange sich die Re-
gierung hinter dem – nicht funktio-
nierenden – Markt verschanzt. Des-
halb braucht es Massnahmen gegen
die wild wuchernden Mietzinse und
vor allem gegen die Kündigungen. Es
braucht Sozialschutz und Sozialklau-
seln wie in Deutschland. Die beiden
Mieterschutzinitiativen, sollen Jünge-
ren und Neumietparteien den Weg zu
bezahlbaren Mietzinsen erleichtern,
und im Fall, da man in einen Rechts-
streit geschubst wird, soll das finanzi-
elle Risiko minimiert werden. Mit un-
serer dritten Jubiläumsinitiative, die
wir im Herbst/Winter lancieren wol-
len, werden wir dann grundlegende
Massnahmen verlangen, um die un-
ter Massenkündigungen, Mietzins-
und Wohnungsnot leidenden Teile
der Wohnbevölkerung wirksam zu
schützen. 

An der Wasserstrasse prallten die Inte-

ressen von Bewohnern und Besitzern

einmal mehr aufeinander. JUNKOV
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Schutthalde, die sich an der Ecke
Reussstrasse/Oberalpstrasse erstreckt.
An bester Wohnlage mitten im Neubad-
quartier wird ein Areal von der Fläche
von zwei bis drei Einfamilienhäusern
einfach sich selbst überlassen – und das
schon seit Jahren. Langsam verschafft
sich so im notdürftig umzäunten Areal
die Natur wieder ihr Recht. Von den
Rändern her überwuchern Büsche das
Gelände. Pionierpflanzen wachsen im
kargen Geröll. Und auch aus dem gros-
sen Sandkasten – Relikt einer Zwischen-
nutzung – dürfte schon bald unter Ge-
strüpp verschwunden sein.

Der Natur überlassen
Jahrzehntelang war hier ein Quartier-

stützpunkt der Basler Stadtreinigung
komplett mit Magazinen des Tiefbau-
amtes. Dann kam im April 2013 die
Neuorganisation der Stadtreinigung.
Die Werkhöfe in den Quartieren wur-
den aufgegeben, zugunsten zentraler
Standorte. Auch an der Reusstrasse
wurden die Magazine und Baracken ab-
gerissen. Zurück
blieb ein Trüm-
merfeld.

Rund ein Jahr
später eroberten
Kinder die Öde.
Im Rahmen einer
Zwischennutzung entstand auf der Bra-
che ein sogenannter «Kinderwerkhof».
Zwischen Geröll, abgesägten Baum-
stämmen und verwilderten Hecken
konnten sich die Kinder des Quartiers
kreativ betätigen und austoben. Für die
Kleinsten richteten die Initianten aus
der Nachbarschaft zwischen den spit-
zen Steinen einen Sandkasten ein. Die
Zwischennutzung endete schon im letz-
ten Herbst. Der verwaiste Sandkasten
ist immer noch da. Schon bald ein Jahr
lang ödet das Areal wieder vor sich hin.

Mitten in einem der begehrtesten
Wohnquartiere der Stadt liegt gutes
Bauland brach. Ähnliches geschieht
auch im Villenquartier Bruderholz.
Auch dort ist zwischen Bruderholzallee
und Arabienstrasse ein mehrere hun-
dert Quadratmeter grosser ehemaliger
Werkhof der Stadtreinigung sich selbst
überlassen worden. Die Fundamente
der abgerissenen Wirtschaftsgebäude
und Garagen sind noch zu sehen. Auch
hier erobert sich die Natur das Areal
zurück.

Nun ist in Basel-Stadt Land für den
Wohnungsbau bekanntlich selten. Wie
kann es nun sein, dass der Kanton an

bester Wohnlage gleich zwei grosse
Areale jahrelang verwildern lässt?

Baubewilligung erteilt
Beim Tiefbauamt verweist man die

bz an «Immobilien Basel». Seit 2013 lie-
ge die Verantwortung für die betroffe-
nen Areale dort. Es habe eine öffentli-
che Ausschreibung gegeben für die Ver-
gabe der beiden Grundstücke, so Chris-
tian Schuster, stellvertretender Leiter
von «Immobilien Basel». An beiden
Standorten seien Wohnbauprojekte
vorgesehen. An der Bruderholzallee sei
man mit Interessenten im Gespräch.
An der Reusstrasse habe «Immobilien
Basel» das Areal der «Wohnbaugenos-
senschaft Reusstrasse 34» im Baurecht
abgegeben, so Christian Schuster. Ein
konkretes Projekt liege vor. Die Baube-
willigung sei erteilt. Es werde dem-
nächst mit dem Bau begonnen.

Baubeginn verzögert
Dem widerspricht Christoph Wydler,

Präsident des «Neutralen Quartierver-
eins Neubad». Der Bau verzögere sich.
Eigentlich wäre an der Reusstrasse
Ecke Oberalpstrasse schon letzten Win-

ter Baubeginn gewesen.
Das Projekt – ein Mehrfa-
milienhaus mit vier Woh-
nungen – stocke aber, ein
Genossenschaftler sei
mittlerweile sogar abge-
sprungen.

Grund der Verzögerung sei der vom
Staat verlangte und von den Genossen-
schaftern verweigerte Einbau eines Lif-
tes. Während die Genossenschaft eine
einfache Überbauung mit minimalen
Standards wolle, wolle der Kanton den
Lift durchsetzen. Dies sei bei Genossen-
schaftsbauten so Vorschrift. Wie es nun
weitergehen soll mit dem Neubau, sei
ungewiss.

Von den Genossenschaftern der
«Wohnbaugenossenschaft Reusstrasse»
konnte die bz gestern leider niemanden
für eine Stellungnahme erreichen. Der
«Neutrale Quartierverein Neubad»
wünsche sich jedenfalls auf dem Areal
eine sinnvolle Wohnnutzung, so der
Präsident Christoph Wydler.

Dies wünscht sich auch Conrad Jaus-
lin vom Quartierverein Bruderholz für
das Areal zwischen Arabienstrasse und
Bruderholzallee. Dort würden zur Zeit
Gespräche mit diversen Architekturbü-
ros geführt. Entschieden sei aber noch
nichts.

Und so dürften die beiden ehemali-
gen Stützpunkte der Stadtreinigung auf
dem Bruderholz und im Neubad noch
weiter eine Zeit lang brach liegen.

VON SIMON ERLANGER

Wohnraum An bester Lage verödet Bauland

Schutthalden
statt neuer
Wohnungen

` a b c d e f g b g h i b g e b j k f g l m n o p b a e q r s t u b g v w b e w d j x b y z { w b d { w b g | m n b } b f j j ~

strasse/Oberalpstrasse. FOTO ROLAND SCHMID

«Wir wollen eine sinn-
volle Wohnnutzung»
Christoph Wydler Präsident NQV

Neubad»


